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Die politische Lage in Deutschland  
Erfolgsgeschichte High-Tech-Strategie 

Bekenntnis zum Meisterbrief und zu erleichterten Unternehmensgründungen 

Der Bundesbericht „Forschung und Innovation“, 
den wir in dieser Woche beraten haben, belegt es 
eindrucksvoll: Deutschland ist als Standort für Spit-
zentechnologie weltweit stets in der Spitzengruppe. 
Mit einem Zuwachs von allein 114.000 neuen Ar-
beitsplätzen zwischen 2005 und 2012 gibt es nun 
600.000 Arbeitsplätze im Sektor Forschung und 
Entwicklung (FuE). Mehr als 79 Milliarden Euro wur-
den 2012 durch Staat, Wirtschaft und Wissenschaft 
für FuE aufgewandt. Mit eindrucksvollen Ergebnis-
sen. Deutschland steht bei den Patentanmeldun-
gen in Europa an der ersten und weltweit an der 
dritten Stelle. Auch andere internationale Verglei-
che sehen unser Land vielfach in Spitzenpositio-
nen. Deutschland ist ein Magnet für Wissenschaft-
ler und Forscher aus aller Welt. Die Zahl derer, die 
nach Deutschland kommen, hat sich seit dem Jahr 
2006 um 60 Prozent erhöht. 

Vor diesem Hintergrund bauen wir unter der Feder-
führung unserer Bundesforschungsministerin Prof. 
Dr. Johanna Wanka die seit 2006 verfolgte High-
tech-Strategie aus, um Wachstum und Wohlstand 
in Deutschland weiter zu fördern. Die Hightech-
Strategie hat in den vergangenen Jahren dazu bei-
getragen, die Position Deutschlands im globalen 
Wettbewerb stark zu verbessern. Investitionen in 
Forschung und Innovation wurden erfolgreich aus-
geweitet und gebündelt. Wir haben im Koalitions-
vertrag daher beschlossen, sie zu einer umfassen-
den, ressortübergreifenden Innovationsstrategie 
weiterzuentwickeln. So soll vor allem eine schnel-
lere Übertragung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
in die Anwendung erreicht werden. Fachhochschu-
len sollen hierbei stärker als bisher berücksichtigt 
und die Spitzenforschung in Clustern und Netzwer-
ken noch stärker international ausgerichtet werden. 
Durch die Bundesregierung geförderte Kooperati-
onsprojekte sollen Wissenschaft und Wirtschaft 
noch besser in Kontakt bringen als bisher, was ins-
besondere mit Blick auf die digitale Innovation bei 
Fertigungsprozessen von Bedeutung ist.  

Zu den weiteren Schwerpunkten der erneuerten 
Strategie gehören neben den Bereichen Digitale 
Wirtschaft und Gesellschaft, Innovative Arbeitswelt 
oder Gesundes Leben auch die Zivile Sicherheit un-
ter besonderer Berücksichtigung der IT-Sicherheit. 

Allein 2014 werden für die neue Hightech-Strategie 
11 Milliarden Euro investiert. 

Ein weiteres wichtiges Thema war in dieser Woche 
unser Bekenntnis zum deutschen Meisterbrief. Wir 
unterstützen die neue EU-Kommission darin, die 
Mobilität qualifizierter Fachkräfte innerhalb des Bin-
nenmarkts sowie grenzüberschreitende Dienstleis-
tungen zu stärken. Das wirkt sich positiv auf Wachs-
tum und Beschäftigung aus. Schon im Koalitions-
vertrag haben wir uns allerdings auch klar dafür 
ausgesprochen, dass der Meisterbrief erhalten 
bleibt und nicht durch Maßnahmen des europäi-
schen Binnenmarktes beeinträchtigt wird. Dafür ha-
ben wir gute Gründe, die wir nunmehr mit einem Be-
schluss des Deutschen Bundestags untermauert 
haben. 

So tragen meistergeführte Handwerksbetriebe vor 
allem dazu bei, jungen Menschen durch hochwer-
tige Ausbildung berufliche Perspektiven zu eröff-
nen, die oft weit über das Handwerk hinausgehen. 
Der Meisterbrief ist Garant für hohe Ausbildungs-
qualität, weil den künftigen Führungskräften in der 
Meisterschule über die Fachkompetenz hinaus um-
fangreiche berufs- und arbeitspädagogische 
Grundlagen vermittelt werden. Hierdurch wird der 
Meister zur erfolgreichen Weitergabe von Wissen 
und Fertigkeiten an die Nachwuchskräfte befähigt. 
Überdies ist festzustellen, dass im Handwerk die 
Hälfte eines Ausbildungsjahrgangs Jugendliche mit 
Hauptschulabschluss sind. Knapp vier Prozent ver-
fügen über keinen Schulabschluss, der Anteil derje-
nigen mit Migrationshintergrund ist überproportional 
hoch. Die handwerkliche Aus- und Fortbildung er-
möglicht damit auch sozialen Aufstieg und trägt zu 
gesellschaftlicher Stabilität und Durchlässigkeit bei. 

Wir wollen das bestehende System der zulassungs-
pflichtigen Handwerksberufe aber auch deshalb 
stärken, weil es unverzichtbare Beiträge zur Leis-
tungs- und Wettbewerbsfähigkeit des deutschen 
Mittelstands, zum Verbraucherschutz und zur Um-
setzung zentraler Aufgaben wie Energiewende und 
Digitalisierung leistet. Das deutsche Handwerk ist 
unverzichtbar für unsere Volkswirtschaft. 

In einem Eckpunktepapier hat die Unionsfraktion 
außerdem Maßnahmen zur besseren Förderung 
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von Startups und jungen Gründern erarbeitet. Wir 
wollen Deutschland als starken Standort für Grün-
der etablieren. Hierfür müssen wir ihnen ein besse-
res Klima bieten. In unserem Papier führen wir 
Maßnahmen auf, die den Gründergeist wecken sol-
len. Das Risiko des Scheiterns darf niemanden mit 
einer guten Idee vom Wagnis einer Gründung ab-
halten. 

So brauchen wir auch an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen neue Ansätze. Unterneh-
mensgründungen und unternehmerisches Denken 
müssen als Lehrinhalte in der Bildung verankert 
werden. Es ist wichtig, dass wirtschaftliche Kennt-
nisse an Hochschulen ebenso vermittelt werden wie 
z.B. Informatik. Wichtig ist es weiterhin, die finanzi-
ellen Rahmenbedingungen zu verbessern. Es muss 
einen gesellschaftlichen Konsens darüber geben, 
welche Herausforderungen und Chancen Risikoin-
vestments für unseren zukünftigen Wohlstand be-
deuten. Die Rolle von Risikokapitalgebern ist nicht 
zu unterschätzen. Sie sollen auch künftig bei Streu-
besitzanteilen von der Steuerpflicht bei Veräuße-
rungsgewinnen befreit bleiben. Der Abbau von Bü-
rokratie ein weiteres wesentliches Thema für junge 
Gründer. Deshalb wollen wir die Dauer von Grün-
dungen deutlich verkürzen – z. B. indem sämtliche 
behördliche Anmeldungen und Genehmigungen 
aus einer Hand erfolgen. 

Auch könnten bessere Schnittstellen bei Behörden 
und Konzernen helfen, den Einsatz von Startup-In-
vestitionen zu erleichtern. In unserem Papier schla-
gen wir vor, eine Beschaffungsplattform für Ange-
bote von Startups als Instrument einzusetzen. Um 
zielgenaue Maßnahmen, Programme und Erleich-
terungen für Startups zu erreichen, braucht es zu-
dem eine europäische Definition für Startups, ana-
log zu der europäischen KMU-Definition. Außerdem 
sollen die Möglichkeiten der „Digitalen Verwaltung“ 
ausgebaut werden, um für den Geschäftsbetrieb 
unnötige Behördengänge einzusparen. Auch sollen 
junge Gründer in den ersten drei Jahren von Melde 
-und Informationspflichten befreit werden. Startups 
können einen Beitrag dazu leisten, den Wohlstand 
von morgen zu sichern. Es ist wichtig, dass 
wir hierfür gute Rahmenbedingungen schaffen. 

Die Woche im Parlament 

Internationaler Tag der Menschen mit Behinde-
rungen – Mehr Teilhabe eröffnet neue Perspekti-
ven. In dieser Woche haben wir unsere Plenarbera-
tungen am Mittwoch mit einer vereinbarten Debatte 
anlässlich des Tags der Menschen mit Behinderun-
gen begonnen. Damit unterstreichen wir die Bedeu-
tung des Themas und unseren Einsatz für Menschen 

mit Behinderungen. So haben wir uns für die laufende 
Wahlperiode eine Reform der Eingliederungshilfe und 
die Einführung eines Bundesteilhabegesetzes vorge-
nommen. 

Die neue Hightech-Strategie – Innovationen für 
Deutschland, Bundesbericht Forschung und In-
novation 2014 und Gutachten zu Forschung, Inno-
vation und technologischer Leistungsfähigkeit 
Deutschlands 2014. Mit der neuen Hightech-Strate-
gie macht die Bundesregierung deutlich, wie wichtig 
Innovation und Spitzenforschung für den Wettbe-
werbsstandort Deutschland sind. In der Kernzeitde-
batte am Donnerstag haben wir überdies über den 
Bundesbericht Forschung und Innovation 2014 sowie 
das Gutachten zu Forschung, Innovation und techno-
logischer Leistungsfähigkeit Deutschlands 2014 bera-
ten. Die Erfolge haben unbestreitbar damit zu tun, 
dass die Ausgaben für Bildung und Forschung im 
Bundeshaushalt seit Amtsantritt der unionsgeführten 
Bundesregierung im Jahr 2005 verdoppelt wurden. 

Gesetz zur Entlastung der Länder und Kommunen 
ab 2015 und zum quantitativen und qualitativen 
Ausbau der Kindertagesbetreuung. Wir haben in 
2./3. Lesung die im Koalitionsvertrag im Vorgriff auf 
das Bundesteilhabegesetz festgelegte Entlastung der 
Kommunen um jährlich 1 Mrd. Euro beschlossen. Wir 
erhöhen dazu zum einen den Bundesanteil an den 
Kosten der Unterkunft im Rahmen des ALG II um 500 
Mio. Euro. Zum anderen ergänzen wir den Kommu-
nalanteil an der Umsatzsteuerverteilung um ebenfalls 
500 Mio. Euro. Schließlich wird mit der Aufstockung 
des Sondervermögens „Kinderbetreuungsausbau“ 
um 550 Mio. Euro eine weitere erhebliche Unterstüt-
zung für die Kommunen beschlossen. Hinzu kommt 
zugunsten der Länder eine weitere Erhöhung des 
Festbetrags im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung 
von jeweils 100 Mio. Euro in den Jahren 2017 und 
2018. 

Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Beruf. In 2./3. Lesung haben wir Verbes-
serungen für die Vereinbarkeit von familiärer Pflege 
und Beruf beschlossen. Analog zum Kinderkranken-
geld führen wir einen Rechtsanspruch auf eine Lohn-
ersatzleistung bei zehntägiger Pflegeauszeit in 
akuten Pflegesituationen ein. Daneben wird es für Ar-
beitnehmer in Betrieben ab einer bestimmten Größe 
in Zukunft einen Anspruch auf eine bis zu 24 Monate 
dauernde Familienpflegezeit geben. Der Arbeitgeber 
erhält die Möglichkeit, den Erholungsurlaub des Ar-
beitnehmers für jeden vollen Kalendermonat der voll-
ständigen Freistellung um jeweils ein Zwölftel zu kür-
zen. 

Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an 
den Zollkodex der Union und zur Änderung weite-
rer steuerlicher Vorschriften. Wir passen die Rege-
lungen der Abgabenordnung an die entsprechende 
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EU-Verordnung vom 9. Oktober 2013 an. Das Ge-
setz, das wir in 2./3. Lesung beschlossen haben, 
gleicht außerdem das Steuerrecht an europäisches 
Vorgaben an und greift Empfehlungen des Bundes-
rechnungshofes auf. Berührt sind unter anderem die 
Definition der Kriterien für eine Erstausbildung oder 
die Besteuerung von geldwerten Vorteilen, die ein Ar-
beitgeber seinem Arbeitnehmer im Rahmen von Be-
triebsveranstaltungen gewährt. 

Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes. Mit diesem Änderungsgesetz greifen wir in 
2./3. Lesung die so genannte Besondere Ausgleichs-
regelung für Schienenbahnen auf. Wir entsprechen 
der Forderung der Europäischen Kommission, neu-
gegründete Schienenbahnen ebenso von der EEG-
Umlage entlasten zu können wie bereits existierende 
Schienenbahnen.  

Gesetz zur Verbesserung der Rechtsstellung von 
asylsuchenden und geduldeten Ausländern. In 
2./3. Lesung haben wir eine Übereinkunft mit dem 
Bundesrat umgesetzt. Künftig entfällt die Residenz-
pflicht nach drei Monaten Aufenthalt im Bundesge-
biet. Zur gerechten Verteilung der Sozialkosten zwi-
schen den Ländern wird dafür eine Wohnsitzauflage 
für solche Asylbewerber und Geduldete eingeführt, 
deren Lebensunterhalt nicht gesichert ist. Außerdem 
soll das Sachleistungsprinzip in seiner bisherigen 
Form nur noch für die Zeit eines Aufenthalts in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung gelten. Damit stärken wir 
das Selbstbestimmungsrecht der Leistungsberechtig-
ten. Es bleibt allerdings grundsätzlich weiter möglich, 
Unterkunft, Heizung oder Hausrat als Sachleistung zu 
gewähren. Schließlich soll - für drei Jahre befris-
tet - die Vorrangprüfung für den Arbeitsmarktzugang 
für Asylbewerber und Geduldete entfallen, wenn sie 
sich mindestens 15 Monate rechtmäßig in Deutsch-
land aufhalten. 

Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und 
des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 
[strafbefreiende Selbstanzeige]. In 2./3. Lesung 
verschärften wir die Regelungen zur strafbefreienden 
Selbstanzeige, behalten diese jedoch als Instrument 
des Steuerrechts bei. Straffrei bleiben bei Selbstan-
zeige nun Steuerhinterziehungen von bis zu 25.000 
Euro statt bisher 50.000 Euro. Der zu zahlende Geld-
betrag wird abhängig vom Hinterziehungsvolumen 
gestaffelt. Bestimmte, nicht erklärte ausländische Ka-
pitalerträge können für noch weiter zurückliegende 
Zeiträume als bisher besteuert werden. Auch wird die 
Zahlung der Hinterziehungszinsen Voraussetzung für 
eine wirksame strafbefreiende Selbstanzeige. Zudem 
muss für die Wirksamkeit der Selbstanzeige zu allen 
Steuerstraftaten einer Steuerart innerhalb der letzten 
zehn Kalenderjahre nacherklärt werden. 

Fünftes Gesetz zur Verbesserung rehabilitie-
rungsrechtlicher Vorschriften für Opfer der politi-

schen Verfolgung in der ehemaligen DDR. Wir ver-
besserten die Leistungen für Menschen, die Opfer der 
SED-Herrschaft wurden. Im Strafrechtlichen Rehabi-
litierungsgesetz wird die monatliche Zuwendung für 
ehemalige Haftopfer der DDR von maximal 250 Euro 
auf maximal 300 Euro angehoben. Im Beruflichen Re-
habilitierungsgesetz wird die monatliche Zuwendung 
für Verfolgte, die in der DDR berufliche Nachteile er-
litten haben, von 184 Euro auf 214 Euro erhöht, so-
fern diese Personen in ihrer wirtschaftlichen Lage 
heute besonders beeinträchtigt sind. Für Verfolgte, 
die bereits eine Altersrente beziehen, erhöht sich die 
monatliche Zuwendung von 123 Euro auf 153 Euro. 

Der deutsche Meisterbrief – Erfolgreiche Unter-
nehmerqualifizierung, Basis für handwerkliche 
Qualität und besondere Bedeutung für die duale 
Ausbildung. Unser Antrag ist eine aktive aber kriti-
sche Begleitung des von der EU-Kommission derzeit 
durchgeführten Evaluierungsprozesses der nationa-
len Berufsreglementierungen. Er stärkt das System 
der zulassungspflichtigen Handwerksberufe, deren 
Betriebe von Meistern geführt werden. Denn sie leis-
ten einen wichtigen Beitrag zur Sicherung der Leis-
tungs- und Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Mit-
telstands. Meisterberufe sorgen für die Qualifizierung 
junger Menschen im Rahmen des Systems der dua-
len Ausbildung und für die Integration auch bildungs-
ferner Schichten in den Arbeitsmarkt. Außerdem tra-
gen sie zur vorsorglichen Gefahrenabwehr bei und 
dienen damit einer Absicherung eines hohen Ver-
braucherschutzniveaus. 

Daten und Fakten 
Positive Entwicklungen am Arbeitsmarkt. Nicht nur er-

reichte die Zahl der Erwerbstätigen im Oktober 2014 mit 
43 Mio. Personen einen historischen Höchststand, auch 
die Art der Beschäftigungsverhältnisse entwickelte sich 
erfreulich. Die Zahl der Personen in einem Normalarbeits-
verhältnis nahm 2013 um rund 380.000 zu. Im Vergleich 
zum Vorjahr erhöhte sich damit der Anteil der Beschäftig-
ten in Normalarbeitsverhältnissen an allen Erwerbstätigen 
auf 67,5% (2012: 66,8%). Im selben Zeitraum sank die 
Zahl der atypisch Beschäftigten im um 71.000 auf 7,64 
Mio. Personen. Das entspricht einem Anteil von 21,4% an 
allen Erwerbstätigen (2012: 21,7%). Unter den männli-
chen Erwerbstätigen sind 12% atypisch beschäftigt, unter 
den Frauen sind es 33%. Zu den atypisch Beschäftigten 
zählen befristet Beschäftigte, Teilzeitbeschäftigte mit bis 
zu 20 Wochenstunden, geringfügig Beschäftigte sowie 
Zeitarbeiter. (Quelle: Statistisches Bundesamt) 
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